
weil er wagen neuer schwerer Straftaten in Haft ge­
nommen werden mußte.
In solchen Fällen wäre es verfehlt, einen Kollektivver­
treter in das Strafverfahren emzubeziehan, weil dieser 
weder zur Wahrheitsfindung über die Persönlichkeit 
des Täters und die Ursachen der Straftat noch zur Er­
höhung der erzieherischen Wirkung der Hauptverhand­
lung und zur weiteren Erziehung des Täters beitragen 
kann. Notwendig wäre jedoch, die Akte der Abteilung 
Innere Angelegenheiten des Rates über die Wiederein­
gliederung des Täters in das gesellschaftliche Leben 
beizuziehen. Die dort enthaltenen Unterlagen und Do­
kumente können sowohl für die Wahrheitsfindung als 
auch für die Feststellung der Ursachen des Rückfalls 
sehr aufschlußreich sein.
Anders ist der Fall zu beurtedleai, wenn der Täter be­
dingt verurteilt wurde, aber immer regelmäßig gear­
beitet und erst kurz vor der erneut abzuurteilenden 
Tat begonnen hat, die Arbeit zeitweise zu bummeln 
und die Arbeitsstellen zu wechseln. Hier sollten fol­
gende Gesichtspunkte hinsichtlich der Mitwirkung ge­
sellschaftlicher Kräfte beachtet Werden:
a) Hat der Täter nur eine geringfügige Straftat began­
gen und bietet seine Persönlichkeit Anhaltspunkte da­
für, daß er erneut bedingt verurteilt werden kann, so 
sollten diejenigen gesellschaftlichen Kräfte einbezogen 
werden, die am vorausgegangenen Strafverfahren mit­
gewirkt haben. In deren Einflußbereich hat der Täter 
längere Zeit regelmäßig gearbeitet oder gelebt. Diese 
Kräfte werden daher am besten einschätzen können, 
welche Schlußfolgerungen er aus der früheren Verur­
teilung für sein künftiges Verhalten gezogen hat; sie 
werden außerdem auch aim besten Aufschluß über die 
Ursachen und begünstigenden Bedingungen der neuen 
Straftat geben können. Sie sind auf Grund ihrer Zu­
sammenarbeit mit dem Täter in der Regel auch in der 
Lage, konkrete Maßnahmen für seine Erziehung vor­
zuschlagen. Sollte das zunächst amzustrebende Verblei­
ben des Täters in diesem Kollektiv aus bestimmten 
Gründen nicht möglich oder nicht geboten sein, dann 
wäre mit dem Amt für Arbeit und Berufsberatung zu 
prüfen, welcher Betrieb sich für die Bewährung des 
Täters in der Arbeit am basten eignet, und es wären 
Vertreter dieses Betriebs in die Verhandlung einzu­
beziehen.
b) Die eben genannten Gesichtspunkte für die Mit­
wirkung sollten auch bei Straftaten, bei denen eine

Freiheitsstrafe zu erwarten ist, gelten. In diesen Fällen 
haben die Gerichte die Aufgabe, das Kollektiv, zu dem 
der Täter zumeist noch Bindungen hat, darauf zu orien­
tieren, daß es während der Strafverbüßung mit dem 
Täter in Kontakt bleibt. Es kamn damit den Erzie- 
hungsprozeß und die Wiedereingliederung nach der 
Strafverbüßung wesentlich fördern.
Gehören Rückfalltäter solchen Arbeitekollektdven an, 
die hoch ungefesrtdgt und in ihren Moralanschauungen 
zurückgeblieben sind, so kann ein Vertreter dieses Kol­
lektivs in der Regel nur wenig zur Aufdeckung der Ur­
sachen der Rückfalltat und zur Findung der Wahrheit 
beitragen. Oft sind die von ihm abgegebenen Erklä­
rungen sehr allgemein gehalten; übermäßiger Alkohol­
genuß und andere negative Gewohnheiten des Kollek­
tivs werden häufig beschönigt. Solche Kollektive er­
scheinen auch wenig geeignet, bei Strafen ohne Frei­
heitsentzug den gesellschaftlichen Erziehungsprozeß zu 
fördern. Dennoch sollte nicht darauf verzichtet werden, 
auch in diesen Fällen einen Kollektivvertreter ednzube- 
ziehen, schon deshalb nicht, weil zugleich mit der Auf­
deckung der Ursachen der Rückfalltat die alten Ge­
wohnheiten des Kollektivs sowie die zurückgebliebenen 
zwischenmenschlichen Beziehungen aufgedeckt werden. 
Dabei muß dam Kollektiv bewußt gemacht werden, 
daß es durch gute berufliche Arbeit eine wichtige ge­
sellschaftliche Aufgabe erfüllt und dadurch Ansehen 
gewinnt, während d^s Festhalten an überkommenen 
Gewohnheiten nicht nur die Aufigabenerfüllung beein­
trächtigt, sondern u. U. sogar die Begehung von Straf­
taten begünstigen kann. In diesen Fällen geht es . also 
insbesondere um die Erhöhung der erzieherischen Wir­
kung auf das gesamte Kollektiv einschließlich des An­
geklagten.

Dabei ist auch zu prüfen, ob der Leiter des Betriebes 
— bei größeren Betrieben der Abteilungsleiter — und 
ggf. ein Vertreter der BGL mit einzubeziehen sind, weil 
ungenügende Leitungstätigkeit für das Zurückbleiben 
des Kollektivs ursächlich sein kann und cüäs Bewußt­
sein der Verantwortung für die Menschenführung, ins­
besondere für die Durchsetzung von Ordnung und 
Disziplin, zu stärken ist. Das schließt nicht aus, daß in 
solchen Fällen in Zusammenarbeit mit dem Amt für 
Arbeit und Berufsberatung oder, falls es sich um einen 
größeren Betrieb handelt, mit dessen Betriebsleitung 
auch ein für die Umerziehung des Täters geeignetes 
Kollektiv ausgewählt wird.

(ftatickia
WALTER BAUR, Generalsekretär, und HANS TRILSCH, Stellvertreter des Generalsekretärs 
der Vereinigung*Demokratischer Juristen Deutschlands

Zentrale Delegiertenkonferenz der VDJD
Das Anliegen der Zentralen Delegiertenkonferenz der 
Vereinigung Demokratischer Juristen Deutschlands 
(VDJD), die am 25. und 26. November in Berlin statt­
fand, war es, die Tätigkeit unserer Juristenorganisation 
in den letzten vier Jahren einzuschätzen, die künftigen 
Aufgaben festzulegen und alle Juristen der DDR für 
deren Lösung zu mobilisieren. Die Bedeutung der Kon­
ferenz wurde dadurch unterstrichen, daß führende Ver­
treter befreundeter ausländischer Juristenorganisatio­
nen an den Beratungen mitwirkten: Prof. Dr. B y s -  
t r i c k y  (CSSR), Vizepräsident, und Rechtsanwalt 
N o r d m a n n  (Frankreich), Generalsekretär der Inter- 
natiQiialen Vereinigung Demokratischer Juristen, Prof. 
Dr. K a r p e z , Vizepräsident der Vereinigung Sowjeti­

scher Juristen, Dr. K r a t o c h v i l ,  Präsident der Ju­
ristenvereinigung der CSSR, und M. M a s u r ,  Präsi­
dent der Vereinigung Polnischer Juristen.
Das grundlegende Referat über die Verantwortung des 
Juristen unserer Zeit hielt der Präsident der VDJD, 
Dr. T o e p 1 i t z1.
Im Rechenschaftsbericht des Sekretariats konnte fest­
gestellt werden, daß die VDJD heute einen festen Platz 
im System der gesellschaftlichen Organisationen der 
DDR einnimmt. Sie hat den Mitgliedern neue Erkennt­
nisse und Erfahrungen aus der Theorie und Praxis des

1 Ein längerer Auszug aus diesem Referat ist auf S. 1 ft. dieses 
Heftes veröffentlicht.
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